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Beim Finanzgericht Berlin-Brandenburg sind in den letzten Wochen zahlreiche Anträge auf 

Aussetzung der Vollziehung von Grundsteuerwertbescheiden eingegangen. In diesen machen die 

Antragsteller zu einem großen Teil geltend, dass die Bewertungsvorschriften für die Grundsteuer 

verfassungswidrig seien, und möchten einen Zahlungsaufschub bis zu einer endgültigen 

Entscheidung über diese Frage erreichen. Dem Anschein nach stehen hinter diesen oft 

wortgleichen Anträgen Informationen, die über einen Youtube-Kanal verbreitet werden.  

 

In den bislang entschiedenen Fällen hat das Gericht die Anträge als unzulässig zurückgewiesen. 

Wie schon der für die meisten Berliner Finanzämter in Grundstücksbewertungssachen zuständige 

3. Senat des Finanzgerichts (vgl. die Pressemitteilung 01/2025) hat nunmehr auch der für die 

Brandenburger Finanzämter zuständige 16. Senat mit Beschluss vom 12.03.2025 entschieden 

(Az. 16 V 16040/25), dass bei verfassungsrechtlichen Zweifeln an der Gültigkeit einer dem 

angefochtenen Verwaltungsakt zu Grunde liegenden Norm die Gewährung der Aussetzung der 

Vollziehung zusätzlich voraussetzt, dass ein besonderes berechtigtes Interesse des Antragstellers 

an der Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes besteht, dem der Vorrang gegenüber dem 

öffentlichen Interesse am Vollzug des Gesetzes zukommt. Dies beruht auf der Überlegung, dass 

jedem formell verfassungsgemäß zustande gekommenen Gesetz ein grundsätzlicher 

Geltungsanspruch zukommt. Ein berechtigtes Interesse an der Verschonung von der Pflicht zur 

Zahlung ist nur dann anzuerkennen, wenn substantiiert dargelegt wird, welcher nicht 

wiedergutzumachende Schaden eintreten würde, wenn die Grundsteuer zunächst bezahlt und das 

Bundesverfassungsgericht später die Verfassungswidrigkeit der Bewertungsvorschriften 

feststellen würde. Dies setzt in der Regel eine umfassende Darlegung der Einkommens- und 

Vermögensverhältnisse der Rechtsschutzsuchenden voraus. Daran hat es in den bisher 

entschiedenen Fällen stets gefehlt. 

 

In einer weiteren inhaltsgleichen Entscheidung des 3. Senats (Az. 3 V 3178/24, Beschluss vom 

21.02.2025) ist zwischenzeitlich Beschwerde zum Bundesfinanzhof eingelegt worden [Az. II B 

19/25 (AdV)].  
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Die oben beschriebenen besonderen Anforderungen gelten nur dann, wenn sich der Antrag auf 

Aussetzung der Vollziehung des Grundsteuerwerts allein auf die Verfassungswidrigkeit der 

Bewertungsvorschriften stützt. Wird hingegen geltend gemacht, das Finanzamt habe die 

Bewertungsvorschriften im konkreten Einzelfall falsch angewendet und daher aus den neuen 

gesetzlichen Bewertungsvorschriften einen zu hohen Grundsteuerwert ermittelt, genügt es für 

eine Aussetzung der Vollziehung eines Grundsteuerwertbescheids, dass ernstliche Zweifel an der 

Berechnung des Werts bestehen.  

 

Zum Teil sind die Anträge auch deshalb als unzulässig zurückgewiesen worden, weil schon die 

formellen Voraussetzungen für einen Antrag auf Aussetzung der Vollziehung nicht vorlagen, wie 

etwa die Einlegung eines Einspruchs gegen den auszusetzenden Bescheid oder eine Entscheidung 

des Finanzamts über einen vorab erforderlichen Aussetzungsantrag bei der Behörde selbst. 


